
39. Beilage im Jahre 1968 zu den Sitzungsberichten 
des XX. Vorarlberger Landtages

Regierungsvorlage Beilage 39

Verfassungsgesetz
über eine Abänderung der Landesverfassung

Der V orarlberger Landtag h a t beschlossen: 

Artikel I

Die Landesverfassung, LGBl. Nr. 1/1960, 
w ird  abgeändert w ie folgt:

1. Im Art. 1 h a t die Ü berschrift zu lauten: 
„Staatshoheit".

2. Der Art. 2 h a t zu lauten:
„Artikel 2 

Landesgebiet
Das Land V orarlberg  in seinem  gegen­
w ärtigen Bestände b ildet das Landes­
gebiet. Der V erlauf der G renzen des Lan­
desgebietes w ird  durch V erfassungsgesetz 
des Landes festgestellt."

3. Der Art. 3 h a t zu lauten:
„Artikel 3 

Landesbürgerschaft
W er in e iner G em einde des Landes das 
H eim atrecht genießt, ist V orarlberger 
Landesbürger."

4. Im Art. 4 haben  die Bezeichnung Abs. 1 
und der Abs. 2 zu entfallen.

5. Im Art. 6 h a t die Ü berschrift zu lauten: 
„ Landessym bole".

6. Dem Art. 6 ist folgender Abs. 3 anzufügen:
„(3) Durch Gesetz w ird eine Landes­

hym ne bestim m t und das N ähere über 
W appen und  F arben des Landes ge­
regelt."

7. Im Art. 7 haben  im Abs. 1 die W orte „im 
Lande V orarlberg" zu entfallen.

8. Im Art. 7 Abs. 2 sind im ersten  Satz die 
W orte „20. Lebensjahr" durch die W orte 
„19. Lebensjahr" und im zw eiten Satz 
nach dem  W ort „W ahlrecht" die W orte 
„in der" durch die W orte  „für die" zu 
ersetzen.

9. Im Art. 7 Abs. 4 sind die W orte „26. Le­
bensjahr" durch die W orte  „25. Lebens­
jahr" und die W orte  „24. Lebensjahr" 
durch die W orte  „23. Lebensjahr" zu e r­
setzen.

10. Nach Art. 7 ist folgender Art. 7a einzu­
fügen:

„Artikel 7a
Außerordentliche Verhältnisse

(1) Für die D auer außerordentlicher 
V erhältn isse kann  der Landeshauptm ann 
den Sitz der Landesregierung und m it Zu­
stim m ung des Präsidenten  den Sitz des 
Landtages abw eichend vom  Art. 4 an 
einen anderen O rt des Landes verlegen.

(2) Bei außerordentlichen V erhältn is­
sen, welche die Durchführung einer fälli­
gen Landtagsw ahl unmöglich machen, 
kann  die W ahl bis zu neun M onaten nach 
Beendigung dieser V erhältn isse durch­
geführt w erden. Ob solche V erhältn isse 
im Sinne dieses A bsatzes vorliegen, en t­
scheidet der Landtag mit einer M ehrheit 
von zwei Dritteln. Falls der Landtag nicht 
zusam m entreten kann, entscheidet die 
Landesregierung nach A nhörung des 
Landtagspräsidium s m it e iner M ehrheit 
von zwei Dritteln. W enn auch die Landes­
regierung nicht zusam m entreten kann, 
entscheidet der Landeshauptm ann mit Zu­
stimmung des Landtagspräsidenten.

(3) Bei außerordentlichen V erhältn is­
sen, welche die Durchführung fälliger 
G em eindevertretungsw ahlen unmöglich 
machen, können die W ahlen  bis zu neun 
M onaten nach B eendigung dieser V er­
hältn isse durchgeführt w erden. Ob solche 
V erhältn isse im Sinne dieses A bsatzes 
vorliegen, entscheidet die Landesregie­
rung mit einer M ehrheit von zwei D rit­
teln. Falls die Landesregierung nicht 
zusam m entreten kann, entscheidet der 
Landeshauptm ann."

11. Im Art. 8 sind im Abs. 2 im zw eiten Satz 
die W orte „enthält die Landtagsw ahlord­
nung" durch die W orte „w erden durch 
Gesetz geregelt" zu ersetzen.

12. Im Art. 9 hat in der Ü berschrift das W ort 
„desselben" zu entfallen.

13. Im Art. 11 ist dem Abs. 1 folgender Satz 
anzufügen: „Dem Landtagspräsidium  dür­
fen M itglieder der Landesregierung nicht 
angehören."
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14. Im Art. 11 hat der Abs. 2 zu lauten:
„(2) Sofern die L andtagsfraktionen 

nicht anders Übereinkommen, fällt der 
Präsident der Landtagsfraktion derjen igen  
Partei zu, die bei der vorangegangenen  
Landtagsw ahl am m eisten Stimmen er­
reicht hat. Falls die L andtagsfraktionen 
nicht Übereinkommen, die für den ersten  
und zw eiten V izepräsidenten  im V er­
einbarungsw ege vorgeschlagenen W ahl­
w erber mit unbedingter Stim m enm ehrheit 
zu w ählen, erfolgt ihre W ahl un ter 
Einrechnung des Präsidenten  auf die 
Liste seiner L andtagsfraktion nach den 
G rundsätzen des V erhältn isw ah lverfah­
rens. V eränderungen  in  der Stärke der 
Landtagsfraktionen w ährend  einer Land­
tagsperiode b leiben unberücksichtigt."

15. Im Art. 12 ist im Abs. 2 das W ort „Hände" 
durch das W ort „Hand" zu ersetzen.

16. Dem Art. 12 ist folgender Abs. 3 anzu­
fügen:

„(3) Die V erw eigerung des G elöbnis­
ses zieht den V erlust des M andates als 
A bgeordneter nach sich."

17. Im Art. 13 h a t die Ü berschrift zu lauten: 
„Einberufung und B eendigung der Sitzun­
gen" und sein W ortlau t die Bezeichnung 
Abs. 1 zu erhalten.

18. Dem Art. 13 ist folgender Abs. 2 anzu­
fügen:

„(2) Eine Sitzung kann  vo r Erledigung 
der Tagesordnung nur durch Beschluß des 
Landtages beendet w erden. Die U nter­
brechung von Sitzungen w ird in  der 
Geschäftsordnung geregelt."

19. Im Art. 14 hat die lit. a zu lauten:
„ a) als V orlagen von m indestens v ier 

seiner M itglieder;"

20. Im Art. 15 sind im Abs. 2 die W orte „Der­
artige Begehren" durch das W ort „Volks­
begehren" zu ersetzen.

21. Der Art. 16 ist dem Art. 15 als Abs. 4 mit 
der Ä nderung anzufügen, daß das W ort 
„unterschriftlich" durch das W ort „schrift­
lich" ersetzt und folgender Satz angefügt 
w ird: „Das V erfahren, insbesondere über 
Behörden und Fristen, w ird durch Gesetz 
geregelt."

22. D er Art. 17 ha t zu lauten:
„Artikel 17

Geschäftsordnung und Kanzlei
(1) Der Landtag gibt sich durch Be­

schluß eine Geschäftsordnung. In der

Geschäftsordnung kann  insbesondere be­
stimmt w erden, un te r welchen V oraus­
setzungen A bgeordneten  das W ort en t­
zogen, A bgeordnete von der Teilnahm e 
an höchstens drei Sitzungen ausgeschlos­
sen und bei Störungen Zuhörer entfernt 
w erden können.

(2) Die L andesregierung ste llt dem 
Landtag für seine Tätigkeit das erforder­
liche Personal und die erforderlichen 
sachlichen Einrichtungen zur Verfügung. 
Aus dem zur V erfügung gestellten  Perso­
nal bestellt der L andtagspräsident den 
Leiter der Landtagskanzlei. Das oberste 
W eisungsrecht gegenüber dem Personal 
der Landtagskanzlei s teh t in sachlicher 
Hinsicht dem  Landtagspräsidenten  zu."

23. Im Art. 18 haben  in der Ü berschrift die 
W orte „des Landtages" zu entfallen.

24. Im Art. 18 haben  die Abs. 2, 3 und 4 zu 
lauten:

„(2) Zu einem  Beschluß auf A bände­
rung oder A ufhebung d ieser V erfassung, 
eines sonstigen V erfassungsgesetzes oder 
einer in einem  Gesetz en thaltenen  V er­
fassungsbestim m ung ist eine M ehrheit 
von zwei D ritteln  erforderlich.

(3) Ein G esetzesbeschluß darf nur mit 
einer M ehrheit von zwei D ritteln  als 
dringlich (Art. 26 Abs. 1) e rk lä rt w erden.

(4) G esetzesbeschlüsse im Sinne des 
Abs. 2 dürfen nicht als dringlich (Art. 26 
Abs. 1) erk lärt werden."

25. Im Art. 19 sind die W orte „nach Entfer­
nung" durch die W orte „ohne A nw esen­
heit" zu ersetzen.

26. Im Art. 20 ha t die Überschrift zu lauten: 
„Sachliche Im m unität".

27. Im Art. 21 hat die Überschrift zu lauten: 
„U nabhängigkeit der A bgeordneten".

28. Im Art. 22 ha t die Überschrift zu lauten: 
„Persönliche Im m unität".

29. Im Art. 22 haben  im Abs. 2 der letzte Satz 
und im Abs. 5 die Klam m erausdrücke 
„(Abs. 1 bis 3)" und „(Art. 57 und 96 
Abs. 1 B.-VG.)" zu entfallen.

30. D er Art. 23 ha t zu entfallen.

31. Im Art. 24 ha t der Abs. 1 zu lauten:
„(1) Der Landtag kann  seine vorzeitige 

A uflösung vor A blauf der W ahlperiode 
beschließen. Ein solcher Beschluß darf
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frühestens am dritten  Tage nach der Ein­
bringung des A ntrages gefaßt w erden."

32. Im Art. 25 h a t im Abs. 1 der erste Satz zu 
lauten: „Das Zustandekom m en eines Ge­
setzesbeschlusses ist vom  L andtagspräsi­
denten  zu beurkunden  und vom  Landes­
hauptm ann gegenzuzeichnen."

33. Im Art. 25 hat der Abs. 3 zu entfallen.

34. Im Art. 25a Abs. 1 ist das W ort „landes­
gesetzliche" durch die W orte „verfas­
sungsgesetzliche oder gesetzliche" zu er­
setzen.

35. Im Art. 26 sind im Abs. 1 die W orte  „An­
nahm e des G esetzes in d ritte r Lesung" 
durch die W orte  „Fassung des G esetzes­
beschlusses" zu ersetzen.

36. Im Art. 26 ist in den Abs. 1 und 4 das 
W ort „Landesgesetze" jew eils durch das 
W ort „Gesetzesbeschlüsse" und in den 
Abs. 1 und 3 das W ort „Gesetzes" jew eils 
durch das W ort „Gesetzesbeschlusses" zu 
ersetzen.

37. Dem Art. 26 ist fo lgender Abs. 6 anzu­
fügen:

„(6) Das V erfahren, insbesondere über 
B ehörden und Fristen, w ird durch Gesetz 
geregelt."

38. Im Art. 28 ist im Abs. 1 vor dem W ort 
„V ollzugsgewalt" das W ort „oberste" ein­
zufügen.

39. Im Art. 28 ist dem Abs. 3 folgender Satz 
anzufügen: „Sie haben  jedoch das Recht 
und auf V erlangen  des Landtages die 
Pflicht, an  dessen Sitzungen teilzuneh­
men."

40. Im Art. 31 h a t die Überschrift zu lauten: 
„Funktionsdauer der Landesregierung".

41. Im Art. 32 haben  die Abs. 1 bis 3 zu lau ­
ten:

„(1) Die Landesregierung ist dem 
Landtag verantw ortlich.

(2) G egen die M itglieder der Landes­
regierung kann  w egen G esetzesverlet­
zung vom  Landtag A nklage vor dem V er­
fassungsgerichtshof erhoben w erden.

(3) Schadenersatzansprüche des Landes 
gegen M itglieder der Landesregierung 
w erden vom  Landtag geltend  gemacht."

42. Im Art. 32 haben  die b isherigen  Abs. 2 
und 3 die Bezeichnung 4 und 5 zu erhal­
ten.

43. Im Art. 33 hat die Überschrift zu lauten:
„Am tsverzicht und A m tsenthebung".

44. Im Art. 33 h a t der Abs. 1 zu lauten:
„(1) Die M itglieder der Landesregie­

rung können vor A blauf der W ahlperiode 
nur auf ih ren  besonderen W unsch vom  
Landeshauptm ann des Am tes enthoben 
w erden."

45. Im Art. 33 sind im b isherigen  Abs. 1, der 
die Bezeichnung Abs. 2 zu erhalten  hat, 
im ersten  Satz die W orte „M itgliedern 
derselben" durch das W ort „Regierungs­
m itgliedern" zu ersetzen.

46. Im Art. 34 Abs. 1 sind die W orte  „aus 
dienstlichen Rücksichten G eheim haltung 
erfordern oder" durch die W orte „der 
Parte ien  G eheim haltung erfordern, ins­
besondere w enn sie durch Beschluß" zu 
ersetzen.

47. Im Art. 34 h a t der Abs. 2 zu lauten:
„(2) Die Verschw iegenheitspflicht be­

steh t nicht gegenüber dem  Landtag, w enn 
dieser derartige A uskünfte ausdrücklich 
verlangt."

48. Der Art. 35 ha t zu lauten:
„Artikel 35

Landeshauptmann und Landesstatthalter
(1) Der Landeshauptm ann v e rtritt das 

Land.
(2) Der Landeshauptm ann führt in den 

Sitzungen der Landesregierung den V or­
sitz.

(3) Bei V erhinderung des L andeshaupt­
m annes gehen alle ihm zustehenden 
Rechte und Pflichten auf den Landesstatt­
h a lte r über. Ist auch dieser verhindert, 
so gehen diese Rechte und Pflichten auf 
das h iefür von der Landesregierung be­
stim m te R egierungsm itglied über."

49. Der Art. 36 hat zu lauten:
„Artikel 36 

Beschlußfassung
(1) Zu einem  Beschluß der Landes­

regierung ist die A nw esenheit von w enig­
stens v ie r M itgliedern und, sow eit die 
Geschäftsordnung nicht eine qualifizierte 
M ehrheit vorschreibt, die einfache M ehr­
heit der abgegebenen Stimmen erforder­
lich.

(2) Die Landesregierung gibt sich eine 
Geschäftsordnung. In d ieser w ird auch 
geregelt, in welchen Fällen einzelne Re-
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gierungsm itglieder im N am en der Landes­
regierung die V ollzugsgew alt ausüben 
können."

50. Der Art. 37 ha t zu lauten:
„Artikel 37 

Landesbehörden
(1) Die V ollziehung des Landes w ird 

von der Landesregierung durch das Amt 
der Landesregierung besorgt, sow eit nicht 
auf Grund von G esetzen das Am t der 
Landesregierung selbst oder andere Be­
hörden des Landes zuständig sind.

(2) Die für W ahlen  in den Landtag und 
in die G em eindevertretung, für V olks­
abstim m ungen und V olksbegehren sowie 
für D iszip linarangelegenheiten  zuständi­
gen Landesbehörden sowie der Landes­
agrarsenat und der Landesehrenzeichen­
ra t sind an W eisungen der Landesregie­
rung nicht gebunden.

(3) Der Landeshauptm ann ist der V or­
stand des Am tes der Landesregierung.

(4) Die L andesregierung bestellt zur 
Leitung des inneren D ienstes des Am tes 
der Landesregierung einen rechtskundi­
gen Beam ten als Landesam tsdirektor. 
D ieser ist in allen A ngelegenheiten  des 
selbständigen W irkungsbereiches des Lan­
des für seine A m tsführung der Landes­
regierung verantw ortlich."

51. Nach Art. 37 ist einzufügen:
„IV. Das Land als T räger von P rivat­
rechten".

52. Im bisherigen Art. 37, der die Bezeich­
nung Art. 38 zu erhalten  hat, haben im 
ersten  Satz das W ort „auch" und der 
zw eite Satz zu entfallen.

53. Im Art. 39 ist im Abs. 3 das W ort „ge­
nehm igte" durch das W ort „beschlossene" 
zu ersetzen.

54. Im Art. 39 h a t der Abs. 4 zu lauten:
„(4) Falls im V oranschlag Einnahm en 

oder A usgaben für den Sachaufwand des 
Landtages en thalten  sind, steht die V er­
fügung h ierüber dem Landtag zu, sow eit 
d ieser nicht ein anderes O rgan des Land­
tages dazu ermächtigt."

55. Im Art. 39 haben  die b isherigen Abs. 4 
und 5 die Bezeichnung 5 und 6 zu erhal­
ten.

56. Nach Art. 39 ist anzufügen:

„V. Gemeinden

Artikel 40 
Bestand

Das Land g liedert sich in  Gemeinden. Die 
N am en der G em einden w erden  durch 
Gesetz festgelegt. Ä nderungen der G ren­
zen von Gemeinden, wodurch diese als 
solche nicht aufhören zu bestehen, gegen 
den W illen  einer be teilig ten  Gemeinde, 
können nur im W ege eines Gesetzes erfo l­
gen.

Artikel 41
Begriff und rechtliche Stellung

(1) Die G em einde ist G ebietskörper­
schaft mit dem Recht auf Selbstverw altung 
und zugleich V erw altungssprengel.

(2) Die Gem einde ist selbständiger 
W irtschaftskörper. Sie h a t das Recht, 
innerhalb der Schranken der allgem einen 
Gesetze V erm ögen aller A rt zu besitzen, 
zu erw erben  und darüber zu verfügen, 
wirtschaftliche U nternehm ungen zu be­
tre iben  sowie im Rahm en der F inanz­
verfassung ihren  H aushalt selbständig  zu 
führen und A bgaben auszuschreiben.

Artikel 42 
Wirkungsbereich

(1) Der W irkungsbereich der Ge­
m einde in  den A ngelegenheiten  der 
Landesvollziehung ist ein  eigener und 
ein vom  Land übertragener.

(2) Die in den G esetzen geregelten  
A ngelegenheiten  sind — vorbehaltlich des 
Art. 41 Abs. 2 — A ngelegenheiten  des 
eigenen W irkungsbereiches der Ge­
meinde, sow eit sie ausdrücklich als solche 
bezeichnet sind. A lle anderen A ngelegen­
heiten  der Gem einde sind solche des über­
tragenen  W irkungsbereiches.

(3) Die A ngelegenheiten  des eigenen 
W irkungsbereiches h a t die Gem einde im 
Rahm en der G esetze und V erordnungen 
in e igener V erantw ortung frei von W ei­
sungen und — vorbehaltlich der Ü ber­
prüfung der Rechtm äßigkeit von Beschei­
den durch die A ufsichtsbehörde auf Grund 
einer V orstellung — un ter Ausschluß 
eines Rechtsm ittels an V erw altungsorgane 
außerhalb der Gem einde zu besorgen. 
Dem Land kom m t gegenüber der Ge­
m einde bei Besorgung ihres e igenen W ir­
kungsbereiches ein Aufsichtsrecht zu.

(4) Die A ngelegenheiten  des ü b ertra ­
genen W irkungsbereiches h a t die Ge-
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m einde nach M aßgabe der G esetze im 
A uftrag und nach den W eisungen des 
Landes zu besorgen.

Artikel 43 
Organisation

(1) Die O rganisation  der G em einde­
verw altung  w ird  durch Gesetz geregelt.

(2) Die G em eindevertretungen w erden  
auf die D auer von fünf Jah ren  gew ählt.

Artikel 44
Volksabstimmung und Volksbefragung

Durch G esetz w ird  geregelt, u n te r w el­
chen V oraussetzungen A ngelegenheiten

des eigenen W irkungsbereiches der Ge­
m einde aus dem Bereich der Landesvoll­
ziehung durch Abstim m ung der Ge­
m eindew ahlberechtigten entschieden oder 
verfügt (Volksabstimmung) und begu t­
achtet (Volksbefragung) w erden."

Artikel II

(1) Bis zu einer besonderen  bundes­
verfassungsgesetzlichen R egelung gilt der 
Art. 3 der Landesverfassung nicht.

(2) Der Art. 42 Abs. 2 der L andesver­
fassung tr itt am 31. Dezem ber 1969 in 
Kraft.

B e r i c h t

Die für die W ahl zum N ationalra t be­
schlossene H erabsetzung des ak tiven  und p as­
siven W ahlalters (Bundes-V erfassungsgesetz- 
N ovelle 1968, BGBl. Nr. 412, und N ationalrats- 
W ahlordnungs-N ovelle 1968, BGBl. Nr. 413) 
erfordert auch eine H erabsetzung des W ah l­
alters für die W ahl zum Landtag, da für diese 
gem äß Art. 95 Abs. 2 B.-VG. die Bedingungen 
des ak tiven  und passiven  W ahlalters nicht 
enger gezogen w erden  dürfen als in  der W ahl­
ordnung zum N ationalrat. Diesem Erfordernis 
soll mit dem vorliegenden  Entw urf einer N o­
velle  zur Landesverfassung Rechnung g e tra ­
gen werden.

Eine A bänderung der Landesverfassung ist 
aber auch noch aus anderen  G ründen geboten. 
Einmal scheinen einige Bestimmungen, beson­
ders aus der Sicht des im vergangenen  Ja h r 
erschienenen fachwissenschaftlichen W erkes 
„Das V erfassungsrecht der österreichischen 
Bundesländer" von Friedrich Koja, der Bun­
desverfassung zu w idersprechen (vgl. Z. 22, 
32, 48, 49 und 50). Ferner soll der anläßlich 
der A usarbeitung  des G em eindegesetzes v o r­
gebrachten A nregung, die tragenden  G rund­
sätze der G em eindeautonom ie in die Landes­
verfassung zu übernehm en, entsprochen w er­
den. W eiters erw eist es sich form ell als no t­
wendig, die b isher in der Praxis als selbst­
verständlich angesehene U nterstellung der 
Landtagskanzlei in sachlicher Hinsicht un ter 
den Landtagspräsidenten  auch rechtlich zu 
unterm auern . Schließlich sind noch m ehrere 
andere Bestimmungen, w ie im einzelnen noch 
aufzuzeigen sein w ird, in inhaltlicher und 
sprachlicher H insicht abänderungsbedürftig  
oder verbesserungsfähig.

Im einzelnen wird bemerkt:

Zu Artikel I:
Zu Z. 1:
Es ist als form eller M angel anzusehen, daß 

einige A rtikel der L. V. keine Überschrift 
haben. Diese U nvollständigkeit soll aus Anlaß 
d ieser N ovelle beseitig t w erden. Die h ier v o r­
gesehene Überschrift entspricht der im Art. 1 
Abs. 2 en thaltenen  Bezeichnung „selbständi­
ger Staat" und verle ih t neben den S taats­
elem enten „Staatsgebiet" (Art. 2) und „Staats­
volk" (Art. 3) dem S taatselem ent „Staats­
gew alt" Ausdruck.

Zu Z. 2:
Der bisherige Art. 2 Abs. 2 en thält nu r eine 

außerhalb der Einflußnahme des Landes lie­
gende und durch Art. 3 Abs. 2 B.-VG. fest­
gelegte Bestimmung über die Ä nderung der 
G renzen des Landesgebietes und soll deshalb 
als entbehrlich entfallen. A ndererseits soll 
norm iert w erden, daß der V erlauf der G ren­
zen des Landes durch V erfassungsgesetz (e) 
festzustellen  ist, w ie dies gegenüber Tirol 
(LGBl. Nr. 53/1967) und gegenüber Liechten­
stein  (LGBl. Nr. 1/1968) bereits geschehen ist. 
Eine solche F eststellung des G renzverlaufes 
ist dek lara tiver N atur.

Zu Z. 3:
Der V orarlberger Landtag hat in seiner 

Sitzung vom 11. D ezem ber 1945 die W ieder­
inkraftsetzung der Landesverfassung 1923 be­
schlossen. Da die dam alige M ilitärregierung 
darauf hingew iesen hat, daß der Art. 3 über 
die Landesbürgerschaft undurchführbar sein
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w erde, w urde die L. V. im LGBl. Nr. 1/1946 
ohne den Art. 3 w ieder in K raft gesetzt. In der 
Folge w urden das H eim atrecht und die Lan­
desbürgerschaft durch das B undesverfassungs­
gesetz über die Behandlung der N ationalsozia­
listen, BGBl. Nr. 25/1947, vorläufig aufgeho­
ben. Diese V erfassungslage w urde im § 1 des 
Staatsbürgerschaftsgesetzes 1965 durch fol­
gende V erfassungsbestim m ung aufrecht erhal­
ten: „Für die Republik Ö sterreich besteh t eine 
Staatsbürgerschaft. Ihre U nterteilung in eine 
Bundes- und eine Landesbürgerschaft en tsp re­
chend Art. 6 des B undes-V erfassungsgesetzes 
in der Fassung von 1929 b leib t einer beson­
deren bundesverfassungsgesetzlichen Rege­
lung Vorbehalten."

Es soll nunm ehr, gleich wie im Art. 6 
B.-VG., die ursprüngliche Fassung w ieder h e r­
gestellt und im Art. II Abs. 1 d ieser N ovelle 
bestim m t w erden, daß Art. 3 bis zu einer 
besonderen  bundesverfassungsgesetzlichen Re­
gelung nicht gilt.

Zu Z. 4:
Die für den Fall außerordentlicher V erhä lt­

nisse erforderlichen Bestim m ungen sollen im 
neuen  Art. 7a (vgl. Z. 10) zusam m engefaßt w er­
den.

Zu Z. 5 und 6:
H ier soll neben dem W appen und den Far­

ben des Landes auch die Landeshym ne Erw äh­
nung finden und dem entsprechend die Ü ber­
schrift geändert w erden (siehe Gesetz über die 
V orarlberger Landeshym ne, LGBl. N r .21/1949).

Zu Z. 7:
Die W orte „im Lande V orarlberg" sind 

überflüssig und sollen daher entfallen.

Zu Z. 8 und 9:
Das aktive und passive W ahla lter muß, 

w ie dies für die W ahl zum N ationalra t erfolgt 
ist, auch für den Landtag um ein  Jah r h erab ­
gesetzt w erden. Analog dazu soll auch das 
passive W ah la lter für G em eindew ahlen um 
ein  Jahr, also vom  24. auf das 23. Lebensjahr 
herabgesetzt w erden.

In diesem  Zusam m enhang kann  nicht über­
sehen w erden, daß zwischen der H erabsetzung 
des ak tiven  W ahlalters auf das vollendete 
19. Lebensjahr und der M inderjährigkeit, die 
nach wie vor mit dem vollendeten  21. Lebens­
jah r endet, eine gew isse D iskrepanz besteht. 
Es ist nicht einzusehen, daß jem and zur Besor­
gung öffentlicher A ngelegenheiten  w eniger

alt und reif sein  muß, als zur Erledigung dei 
p riva ten  Geschäfte. Eher könnte das G egenteil 
ve rtre ten  w erden. K onsequenterw eise m üßte 
daher der H erabsetzung des W ahlalters auch 
eine H erabsetzung der Grenze der M inder­
jäh rigkeit folgen. Dazu ist allerdings nicht der 
Landesgesetzgeber, sondern der Bundesgesetz­
geber zuständig.

Zu Z. 10:
Die Bestim m ungen über „außerordentliche 

V erhältn isse" sollen zusam m engefaßt w erden. 
Bereits je tz t bestim m t der Art. 4 Abs. 2 L. V., 
daß bei außerordentlichen V erhältn issen  der 
Sitz der Landesregierung und des Landtages 
verleg t w erden  kann. D arüber hinaus soll nun 
im Abs. 2 V orsorge getroffen w erden, daß bei 
„außerordentlichen V erhältnissen" (vgl. Art. 5 
Abs. 2 und Art. 25 Abs. 2 B.-VG.) eine fällige 
Landtagsw ahl erst nach Beendigung solcher 
V erhältn isse durchgeführt w erden  kann. Eine 
derartige Entscheidung ist von  solcher W ich­
tigkeit, daß sie möglichst dem Landtag selbst 
V orbehalten sein soll. Erst w enn sein Zusam ­
m entreten  nicht m ehr möglich ist, sollen an ­
dere O rgane zu dieser Entscheidung zuständig 
sein. Die M öglichkeit der V erlängerung der 
Funktionsdauer des Landtages besteh t bereits 
auf Grund des Art. 9 Abs. 2 L. V.

Eine solche Regelung ist auch auf Grund 
des Art. 3 des Zusatzprotokolls zur K onven­
tion zum Schutze der M enschenrechte und 
G rundfreiheiten, BGBl. Nr. 210/1958, angezeigt, 
wonach die V ertragsstaa ten  verpflichtet sind, 
in angem essenen Z eitabständen freie und ge­
heim e W ahlen  un te r Bedingungen abzuhalten, 
die die freie Ä ußerung der M einung des V ol­
kes bei der W ahl der gesetzgebenden O rgane 
gew ährleisten.

Bei den im Art. 7a vorgesehenen  A kten 
handelt es sich um A ngelegenheiten  der V er­
w altung, w obei allerdings teilw eise O rgane 
der G esetzgebung zuständig sind. Eine solche 
M itw irkung von  O rganen der G esetzgebung 
an der Landesvollziehung ist zulässig, da nach 
Ansicht des V erfassungsgerichtshofes der 
W irkungskreis der Landtage durch das B.-VG. 
nicht abschließend geregelt w orden ist. Die 
Landesverfassungsgesetze können  als A usfüh­
rungsgesetze zum B.-VG. in Bindung an die 
G rundzüge der Bundesverfassung (Parlam en­
tarisches System) auf diesem  G ebiete Rege­
lungen erlassen  (Erk. Slg. 3134/1956). U nter 
d iesen V oraussetzungen sind auch formlose 
Landtagsbeschlüsse als zulässig anzusehen.

Im Abs. 3 soll eine gleichartige Regelung 
für G em eindevertretungsw ahlen getroffen w er­
den.
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Zu Z. 11:
Diese Ä nderung dien t dazu, den Ausdruck 

„Ordnung" durch den zutreffenden Ausdruck 
„Gesetz" zu ersetzen. Schließlich verw eist auch 
Art. 7 Abs. 5 L. V. auf ein  Gesetz. Eine V er­
fassungsw idrigkeit im V erhältn is zu Art. 95 
Abs. 2 B.-VG., wo die Bezeichnung „Landtags­
w ahlordnung" verw endet wird, ist dam it nicht 
gegeben.

Zu Z. 12:
Diese A bänderung ist rein  stilistischer Art.

Zu Z. 13:
Diese Ergänzung bedeu te t eine S tärkung 

des G rundsatzes der G ew altenteilung.

Zu Z. 14:
Es erscheint dem V erhältn isw ahlrecht en t­

sprechend, daß der L andtägspräsident im 
Streitfälle von  der an Stimmen stärksten  Par­
tei geste llt wird.

W egen eines im Laufe dieser Landtags­
periode eingetretenen  A nlaßfalles soll durch 
den letzten  Satz k largeste llt w erden, daß die 
Zusam m ensetzung des Landtagspräsidium s 
durch eine w ährend  der Landtagsperiode ein­
tre tende Ä nderung in der Zahl der den e in­
zelnen L andtagsfraktionen angehörenden A b­
geordneten  nicht berührt wird.

Zu Z. 15:
Diese Ä nderung ist lediglich stilistischer 

N atur.

Zu Z. 16:
Die V erw eigerung des Gelöbnisses soll 

analog zu § 34 Abs. 1 lit. c des G em einde­
gesetzes zum V erlust des M andates führen.

Zu Z. 17:
Die Ü berschrift soll im Hinblick auf den 

durch Z. 18 dem Art. 13 neu anzufügenden 
Abs. 2 geändert w erden.

Zu Z. 18:
D erzeit bestim m t der Art. 23 L. V., daß der 

Landtag vom  Präsidium  zu vertagen  ist, w enn 
er die ihm obliegenden A ufgaben erled ig t hat, 
und daß die V ertagung überdies jederzeit 
durch Beschluß des Landtages ausgesprochen 
w erden kann. Diese Bestimmung ist auf Ta­
gungen des Landtages abgestellt, die es aber 
in V orarlberg  seit 1923 nicht m ehr gibt. W enn 
dieser Bestimmung überhaup t ein Sinn bei­
gem essen w erden  kann, dann nur der, daß 
dam it die Beendigung der Sitzungen gem eint 
wird, zumal sonstige Bestim m ungen über die 
Beendigung der Sitzungen fehlen.

Diese U nzulänglichkeit soll dadurch besei­
tigt w erden, daß der Art. 23 aufgehoben und 
an dessen Stelle h ier bestim m t w erden soll, 
w ie eine Sitzung vor Erledigung der Tages­
ordnung beendet w erden  kann. Der Fall der 
Beendigung einer Sitzung vor Erledigung der 
Tagesordnung ist auch gegeben, w enn sich 
erst bei Behandlung eines bestim m ten T ages­
ordnungspunktes — etw a infolge neuer 
G esichtspunkte — herausstellt, daß die A nge­
legenheit noch nicht entscheidungsreif ist, und 
beschlossen wird, sie in einer späteren  Sitzung 
zu erledigen. Die vorgeschlagene Regelung 
bedingt allerdings eine A bänderung des § 37 
Abs. 1 der G eschäftsordnung für den Landtag, 
wonach der V orsitzende, insbesondere im 
Falle einer Störung, berechtigt ist, die Sitzung 
zu unterbrechen oder auch aufzuheben.

Gleichzeitig ist es geboten, die im § 37 
Abs. 1 der Geschäftsordnung vorgesehene 
M öglichkeit der (unbeschränkten) U nterbre­
chung von Sitzungen verfassungsgesetzlich zu 
unterm auern , da eine U nterbrechung der Sit­
zung eine bedeutende A usw irkung auf die 
T ätigkeit der A bgeordneten  haben kann  und 
dam it über den Rahm en einer bloßen Ge­
schäftsordnungsvorschrift h inausgehen  dürfte.

Zu Z. 19:
Es erscheint zweckmäßig, die A nzahl der 

Landtagsm itglieder, die eine V orlage einbrin- 
gen können, in der V erfassung selbst fest­
zulegen. D erzeit ist lediglich im § 10 Abs. 1 
der G eschäftsordnung vorgesehen, daß selb­
ständige A nträge von  m indestens v ie r A bge­
ordneten  unterzeichnet sein müssen.

Zu Z. 20:
H ier handelt es sich um eine stilistische 

V erbesserung.

Zu Z. 21:
Die ordnungsgem äße Durchführung eines 

V olksbegehrens bedarf entsprechender V er­
fahrensvorschriften. H iebei m üssen insbeson­
dere auch die zuständigen B ehörden bestim m t 
und F risten  festgelegt w erden.

Zu Z. 22:
Die derzeitige Bestimmung im Art. 17 

Abs. 1 L. V., daß der Landtag der Landes­
regierung eine G eschäftsordnung gibt, ist v e r­
fassungsw idrig, w eil sich aus Art. 103 Abs. 2 
B.-VG. ergibt, daß die Landesregierung selbst 
ihre G eschäftsordnung zu beschließen hat 
(vgl. Koja, a. a. O., S. 277). Diese Bestimmung 
muß deshalb entfallen.
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Gegen einen Landtagsbeschluß, der auch 
nach außen hin w irkende V orschriften enthält, 
bestehen  B edenken (vgl. Koja, a. a. O., S. 130). 
Es soll daher in der V erfassung selbst fest­
gelegt w erden, daß bei S törungen Zuhörer 
entfernt w erden können (vgl. § 37 Abs. 2 der 
Geschäftsordnung). Da es auch zw eifelhaft ist, 
ob lediglich in der Geschäftsordnung bestim m t 
w erden  kann, daß ein A bgeordneter von der 
Teilnahm e an Sitzungen ausgeschlossen w er­
den kann, soll auch diese Vorschrift und dam it 
im Zusam m enhang die Bestimmung über den 
W ortentzug in der V erfassung selbst v e ran ­
k e rt w erden  (vgl. § 38 der Geschäftsordnung).

Zu Art. 17 Abs. 2: D erzeit ist die Landtags­
kanzlei der A bteilung G esetzgebung des 
Am tes der Landesregierung als A m tsstelle 
angeschlossen. Es gelten  daher auch für diese 
A m tsstelle die V orschriften der Geschäfts­
ordnung des Am tes der Landesregierung, 
LGBl. Nr. 26/1964, insbesondere über G lie­
derung des Amtes, Befugnis zu A m tshand­
lungen, W eisungsgebundenheit und D ienst­
weg. U ngeachtet dessen w urde aber die U nter­
stellung der Landtagskanzlei in sachlicher H in­
sicht u n te r den Landtagspräsidenten  als selbst­
verständlich angesehen, obgleich eine recht­
liche G rundlage h iefür fehlt. In gleicher W eise 
w urde auch für Schreiben des Landtages der 
Briefkopf „Präsidium  des Landtages" verw en­
det.

W enn nun die Landtagskanzlei nur dem 
Landtag und nicht der Landesregierung u n te r­
stellt und dam it das W eisungsrecht des Land­
tagspräsiden ten  gesetzlich v e ran k ert w erden 
soll, ist dies nur durch ein L andesverfassungs­
gesetz möglich, w eil V erw altungsorgane des 
Landes gegenüber der L andesregierung zu­
folge Art. 20 Abs. 1 B.-VG. nur durch V erfas­
sungsgesetzes des Bundes oder des Landes 
w eisungsfrei gestellt w erden dürfen (vgl. Koja, 
a .a .O ., S. 227 und S. 367).

Das selbständige V erfügungsrecht des Land­
tages über die den Landtag betreffenden H aus­
haltsste llen  des Landesvoranschlages (Ab­
schnitt 00) soll im Art. 39 L. V. s ta tu ie rt w er­
den (vgl. Z. 54).

Aus der organisatorischen Trennung von 
G esetzgebung und V ollziehung ergib t sich 
auch, daß der Landesregierung hinsichtlich der 
Bestellung des Leiters der Landtagskanzlei 
keine K om petenzen zukommen. Durch den 
letzten  Satz des Abs. 2 ist norm iert, daß das 
oberste W eisungsrecht in sachlicher Hinsicht, 
d. h. nicht in dienstrechtlichen Belangen, dem 
L andtagspräsidenten  zusteht. Der Landesregie­
rung kom m en dam it gegenüber der Landtags­

kanzlei keinerle i W eisungsbefugnisse in sach­
licher Hinsicht zu. Solche W eisungsbefugnisse 
besitzt ausschließlich der L andtagspräsident 
sowie der Leiter der Landtagskanzlei gegen­
über dem übrigen  Personal.

Zu Z. 23:
Dadurch soll diese Überschrift m it den 

anderen  Ü berschriften in Ü bereinstim m ung 
gebracht w erden.

Zu Z. 24:
Es soll ausdrücklich k largeste llt w erden, 

daß eine M ehrheit von zwei D ritteln  nicht nur 
für die Landesverfassung selbst, sondern auch 
für sonstige V erfassungsgesetze oder in ein­
fachen G esetzen en thaltene V erfassungs­
bestim m ungen erforderlich ist.

Da es sich bei der Zuerkennung der dring­
lichen N atu r eines G esetzesbeschlusses um 
eine nach außen w irkende A ngelegenheit han­
delt, soll die im § 28a der Geschäftsordnung 
en thaltene Vorschrift, wonach ein solcher Be­
schluß einer Zw eidrittelm ehrheit bedarf, in die 
V erfassung selbst übernom m en w erden.

Durch Abs. 4 soll erreicht w erden, daß 
G esetzesbeschlüsse verfassungsrechtlichen In­
haltes im m er der V olksabstim m ung gemäß 
Art. 26 L. V. unterliegen.

Zu Z. 25:
Die derzeitige Form ulierung paßt nicht für 

den Fall, daß überhaupt keine Zuhörer anwe­
send sind (vgl. auch § 21 Abs. 2 der Geschäfts­
ordnung).

Zu Z. 26:
Damit soll die erforderliche Unterscheidung 

zu Art. 22 L. V., der von der persönlichen 
Im m unität handelt, getroffen werden.

Zu Z. 27:
Auch dieser A rtikel soll m it einer en tsp re­

chenden Überschrift versehen  w erden.

Zu Z. 28:
D ieser A rtikel soll ebenfalls eine Ü ber­

schrift erhalten.

Zu Z. 29:
Der letzte Satz des Art. 22 Abs. 2 L. V. 

soll entfallen, w eil dem V orarlberger Landtag 
Tagungen fremd sind (vgl. Z. 18 und 30).

Die Klam m erausdrücke im Art. 22 Abs. 5 
L. V. sind entbehrlich und sollen daher en t­
fallen.
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Zu Z. 30:
Der Art. 23 L. V. soll entfallen, weil der 

V orarlberger Landtag, w ie bereits bei Z. 18 
und 29 ausgeführt w urde, keine Tagungen 
kennt.

Zu Z. 31:
Der erste Satz des Art. 24 Abs. 1 soll sprach­

lich eine bessere Fassung erhalten.
Der b isherige zw eite Satz ist insofern 

m angelhaft, als in der L. V. nirgends gesagt 
wird, was „im dringlichen W ege" heißt. 
Offensichtlich w ird  dam it auf die im § 28 der 
Geschäftsordnung geregelte  „dringliche Be­
handlung von V erhandlungsgegenständen" 
abgestellt. Um diese Bestimmung zu bere i­
nigen, m üßte daher in der L. V. um schrieben 
w erden, was „im dringlichen W ege" bedeutet. 
Dies erscheint aber nicht tunlich, da die Frage 
der D ringlichkeit durchaus der G eschäftsord­
nung überlassen  b leiben soll. Es soll daher 
diese „Dringlichkeit" aus der L. V. überhaupt 
elim iniert und dafür ein anderes K riterium  
festgelegt w erden.

Zu Z. 32:
Gemäß Art. 97 Abs. 1 B.-VG. ist zu einem  

Landesgesetz der Beschluß des Landtages, die 
Beurkundung und G egenzeichnung nach den 
Bestim m ungen der Landesverfassung und die 
Kundmachung durch den Landeshauptm ann im 
L andesgesetzblatt erforderlich. Die Frage, w er 
das Landesgesetz zu beurkunden  und w er es 
gegenzuzeichnen hat, ist von der Bundes­
verfassung offen gelassen. B undesverfassungs­
gesetzlich vorgeschrieben ist jedoch, daß be­
urkundet und gegengezeichnet w erden muß. 
Im Hinblick darauf, daß in der L. V. der A us­
druck „Gegenzeichnung" b isher nicht auf­
scheint, soll festgeleg t w erden, daß die Be­
urkundung des Landtagspräsidenten  durch 
den Landeshauptm ann gegenzuzeichnen ist 
(vgl. dazu auch Koja, a. a. O., S. 159).

Dadurch w ird das Prüfungsrecht des Lan­
deshauptm annes, ob das Gesetz verfassungs­
m äßig zustande gekom m en ist, nicht einge­
schränkt.

Zu Z. 33:
Diese Vorschrift ist im Art. 98 Abs. 2 B.-VG. 

en thalten  und soll h ier als entbehrlich en t­
fallen, zum al der Landtag darauf keinerle i 
Einfluß besitzt.

Zu Z. 34:
Dadurch soll eindeutig  k largeste llt w erden, 

daß auch landesverfassungsgesetzliche Vor­
schriften neu kundgem acht w erden  können.

Zu Z. 35:
Die W orte „in d ritte r Lesung" im Art. 26 

Abs. 1 L. V. setzen die im § 44 der Geschäfts­
ordnung bestehenden V orschriften über die 
dritte  Lesung voraus und sind deshalb legi- 
stisch unbefriedigend. Da diese W orte zudem 
überflüssig sind, sollen sie entfallen. A ußer­
dem kann  hier e rst von  einem  G esetzes­
beschluß und noch nicht von einem  Gesetz 
gesprochen w erden  (vgl. auch Z. 36).

Zu Z. 36:
Da ein Gesetz erst m it der Kundmachung 

zustande kom m t (vgl. Art. 25 L. V.), handelt 
es sich in diesem  Stadium  noch nicht um ein 
Gesetz, sondern um einen Gesetzesbeschluß. 
Diese U nterscheidung soll durch die vo rge­
schlagene Ä nderung zum A usdruck kommen.

Zu Z. 37:
Auch für die Durchführung einer V olks­

abstim m ung ist ein Gesetz über das V erfahren 
erforderlich, in dem insbesondere V orschriften 
über die zuständigen B ehörden und das V er­
fahren  erlassen  w erden m üssen (vgl. auch 
Z. 21).

Zu Z. 38:
Diese Einfügung dient lediglich der V er­

deutlichung. N eben der Landesregierung 
kommt nämlich auch den anderen  Landes­
behörden V ollzugsgew alt zu. Die Landesregie­
rung besitzt jedoch die „oberste" V ollzugs­
gew alt.

Zu Z. 39:
Diese Ergänzung soll e inerseits das immer 

als selbstverständlich angesehene Recht der 
M itglieder der Landesregierung, die nicht 
gleichzeitig L andtagsabgeordnete sind, zur 
Teilnahm e an den Landtagssitzungen v e r­
ankern. A ndererseits erg ib t sich aus der V er­
antw ortlichkeit der Landesregierung gegen­
über dem Landtag gemäß Art. 32 Abs. 1 L. V. 
die Verpflichtung der Regierungsm itglieder, 
auf V erlangen des Landtages an dessen Sit­
zungen teilzunehm en.

Zu Z. 40:
Durch diese Ä nderung soll in den Ü ber­

schriften eine gew isse E inheitlichkeit erzielt 
w erden.

Zu Z. 41:
Durch Abs. 1 soll zum A usdruck kommen, 

daß — unbeschadet der V erantw ortlichkeit 
der einzelnen R egierungsm itglieder — die
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Landesregierung als solche dem Landtag v e r­
antw ortlich ist.

Im Abs. 2 soll der V erw eis auf Art. 142 
Abs. 2 B.-VG. als überflüssig entfallen.

Durch den neu einzufügenden Abs. 3 soll 
s ta tu iert w erden, daß Schadenersatzansprüche 
des Landes, sei es aus einer A m tshaftung oder 
einer anderen  H aftung, gegenüber R egierungs­
m itgliedern durch den Landtag geltend zu 
machen sind, da die Regierung in solchen 
Fällen als befangen  angesehen w erden könnte. 
Zur Frage der Zulässigkeit, dem  Landtag eine 
solche V ollziehungsaufgabe zuzuweisen, w ird 
auf die B em erkungen zu Z. 10 verw iesen, die 
sinngem äß auch h ier gelten.

Zu Z. 42:
Diese Um stellung ergib t sich aus der in 

der Z. 41 vorgesehenen  Einfügung.

Zu Z. 43:
Da sich die Bestim m ungen des Art. 33 L. V. 

nicht ausschließlich auf das M ißtrauensvotum  
beziehen, ist die bisherige Überschrift zu eng 
und soll deshalb entsprechend geändert w er­
den.

Zu Z. 44 und 45:
Der Ü berschrift entsprechend sollen die 

b isherigen Abs. 1 und 2 vertauscht w erden. 
Die im nunm ehrigen Abs. 2 im ersten  Satz 
vorgesehene Ä nderung ist lediglich stilisti­
scher Art.

Zu Z. 46 und 47:
Durch diese A bänderung soll die erforder­

liche Ü bereinstim m ung mit Art. 20 Abs. 2 
B.-VG. hergeste llt w erden. Es ist zudem 
unklar, w as „dienstliche Rücksichten" zum 
Unterschied von den „Interessen des Landes" 
sind.

Eine „Entbindung" von der bundesverfas­
sungsgesetzlich vorgeschriebenen A m tsver­
schwiegenheit, w ie sie  derzeit der Abs. 2 des 
Art. 34 L. V. vorsieht, ist rechtlich nicht m ög­
lich. Es kann lediglich norm iert w erden, daß 
die Feststellung, ob die G eheim haltung einer 
Tatsache im In teresse einer G ebietskörper­
schaft oder der Parteien  geboten ist, einem  
bestim m ten O rgan obliegt oder V orbehalten 
ist, nämlich h ier der Landesregierung.

Zu Z. 48:
Der erste Satz des Art. 35 Abs. 1 L. V. soll 

seiner B edeutung entsprechend — es kom m t 
darin  die Funktion des Landeshauptm annes 
als „Staatsoberhaupt" des Landes zum A us­

druck — in einem  eigenen Absatz hervo r­
gehoben w erden. Ein typischer Fall dieser 
V ertre tung  des Landes durch den Landes­
hauptm ann ist der Abschluß von V erein­
barungen  gemäß Art. 107 B.-VG. (siehe die 
V ereinbarung  zwischen den Ländern V orarl­
berg und Tirol über die Feststellung des V er­
laufes der gem einsam en Landesgrenze und 
die Instandhaltung der Grenzzeichen, LGBl. 
Nr. 53/1967).

Die derzeitige W endung „leitet die Landes­
regierung" ist unklar, da dem Landeshaupt­
m ann in Landesangelegenheiten kein  W ei­
sungsrecht gegenüber den anderen M itglie­
dern der Landesregierung zukommt. Es kann 
sich w ohl nur um die V orsitzfunktion in der 
Landesregierung handeln, was durch die N eu­
fassung berücksichtigt w erden soll.

Die folgenden Bestimmungen des Art. 35 
Abs. 1 L. V. über die S istierung von Beschlüs­
sen der Landesregierung und die „Berufungs­
möglichkeit" an den Landtag w idersprechen 
dem Art. 101 Abs. 1 B.-VG. (vgl. Koja, a. a. O.,
S. 308) und sollen daher entfallen.

Der zw eite Satz des Abs. 3 bildet eine 
verfassungsm äßige Rechtsgrundlage für die 
B estellung eines zw eiten S te llvertre ters des 
Landeshauptm annes. D erzeit en thält lediglich 
der § 13 Abs. 2 der Geschäftsordnung für die 
V orarlberger Landesregierung, LGBl. Nr. 3/ 
1946, eine solche Vorschrift.

Zu Z. 49:
Im neu aufzunehm enden Abs. 2 des Art. 36 

L. V. soll das Recht der Landesregierung, sich 
eine G eschäftsordnung zu geben, k largestellt 
w erden  (vgl. auch die durch Z. 22 vorgesehene 
N eufassung des Art. 17 des Abs. 1 L. V.).

Gleichzeitig soll das M inisterialsystem  
oder das m onokratische System  im Bereich 
der Landesregierung dergestalt ausdrücklich 
als zulässig e rk lärt w erden, daß das einzelne 
M itglied der Landesregierung auch im A ußen­
verhältn is nam ens der Landesregierung h an ­
deln kann. Koja, der sich mit diesem  F ragen­
kom plex ausdrücklich befaßt (a. a. O., S. 269 ff.), 
kom m t zum Ergebnis, daß das m onokratische 
System  in der V ollziehung des Landes durch 
die Landesregierung nur zulässig ist, w enn es 
die Landesverfassung vorsieht. U nter m ono­
kratischem  System  versteh t er dabei die selb­
ständige Erledigung (Entscheidung) von A gen­
den durch ein Landesregierungsm itglied im 
N am en der Landesregierung. Zum U nterschied 
davon handle es sich bei der bloßen R eferats­
aufteilung lediglich um eine vorbereitende 
und an tragstellende T ätigkeit des Landes­
regierungsm itgliedes für die Beschlüsse der
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Landesregierung. Im besonderen w ird auf
S. 286 ausgeführt, daß in V orarlberg  alle der 
Landesregierung zugew iesenen Kom petenzen 
von d ieser in ko lleg ialer B eratung und Be­
schlußfassung auszuüben seien, w eil in V or­
arlberg  eine ausdrückliche landesverfassungs­
gesetzliche N orm ierung des m onokratischen 
Systems fehle. Die Geschäftsordnung der Lan­
desregierung dürfe daher nurm ehr eine Ge­
schäftsverteilung auf die einzelnen M itglieder 
der Landesregierung nach dem R eferatssystem  
zur unselbständigen A m tsführung vornehm en. 
Die selbständige Erledigung m inderw ichtiger 
Geschäfte durch die einzelnen R egierungsm it­
g lieder ist jedoch unum gänglich und schon 
bisher im § 2 Abs. 1 der Geschäftsordnung der 
Landesregierung, LGBl. Nr. 3/1946, festgelegt.

Zu Z. 50:
Der derzeitige Art. 38 soll als zur H oheits­

verw altung  gehörig vor den derzeitigen Art. 37 
gestellt und inhaltlich dadurch erw eitert w er­
den, daß Bestim m ungen über die Landesbehör­
den aufgenom m en und in den V ordergrund 
gestellt w erden. Im neugefaßten  Abs. 1 w ird 
besonders zum Ausdruck gebracht, daß das 
Amt der Landesregierung bei der Vollziehung 
durch die Landesregierung als deren  H ilfs­
organ einschreitet, daß aber das Amt der 
Landesregierung auf Grund von Gesetzen 
auch selbständige B ehördenqualität haben 
kann.

Durch den neuen  Abs. 1 w ird ferner für 
den Bereich von V orarlberg  der subsidären 
Bestimmung des § 1 der Beilage A der Mini- 
s teria lverordnung RGBL Nr. 10/1853 derogiert, 
wonach „das Bezirksam t (die Bezirksverw al- 
tungsbehörde) für den ihm im Abs. 1 zugew ie­
senen Bezirk die un terste  landesfürstliche 
(staatliche) Behörde in allen nicht ausdrück­
lich anderen  Behörden oder O rganen v o r­
behaltenen  V erw altungsgeschäften" ist. Da­
mit ist in A ngelegenheiten  der L andesverw al­
tung immer die Landesregierung zuständig, 
sow eit nicht durch Gesetz eine andere Behörde 
als zuständig e rk lä rt ist.

W ie bere its zu Z. 22 ausgeführt w urde, 
können  Landesbehörden nur durch V erfas­
sungsgesetz gegenüber der Landesregierung 
w eisungsfrei gestellt w erden. Dies soll hier 
hinsichtlich der für W ahlen in  den Landtag 
und in die G em eindevertretung, für V olks­
abstim m ungen und V olksbegehren sowie für 
D iszip linarangelegenheiten  zuständigen Lan­
desbehörden sow ie für den L andesagrarsenat 
und den durch das Ehrenzeichengesetz, LGBl. 
Nr. 16/1963, geschaffenen Ehrenzeichenrat ge­
schehen.

Zu Z. 51:
Der derzeitige Art. 37 und der Art. 39 L. V. 

sollen aus G ründen der V erbesserung der 
System atik in einem  eigenen IV. Abschnitt 
„Das Land als T räger von Privatrechten" zu­
sam m engefaßt w erden.

Zu Z. 52:
W ie bereits zu Z. 50 erw ähnt wurde, sol­

len die Art. 37 und 38 um gestellt w erden.
Durch den W egfall des W ortes „auch" soll 

zum A usdruck kommen, daß in den A ngelegen­
heiten, die nicht Privatrechtsangelegenheiten  
sind, das Land nicht durch die Landesregie­
rung, sondern  gemäß Art. 35 Abs. 1 L. V. durch 
den Landeshauptm ann v e rtre ten  wird. Dazu 
ist allerdings Koja (a. a. O., S. 313) der Ansicht, 
daß Art. 105 Abs. 1 erster Satz B.-VG., w o­
nach der Landeshauptm ann das Land vertritt, 
auch für privatrechtliche A ngelegenheiten  gilt. 
Damit sei aber über das Innenverhältn is, näm ­
lich über die Frage, w er zur W illensbildung 
der nach außen zu setzenden Rechtsakte des 
Landes zuständig ist, nichts gesagt. Im A ußen­
verhältn is m üsse jedoch die V ertretungsbefug­
nis des Landeshauptm annes auch in den A n­
gelegenheiten  des Privatrechtes bestehen. Auf
S. 316 erhebt Koja denn auch ausdrücklich 
B edenken gegen Art. 37 L. V.

Die Landesregierung verm ag die Auffas­
sung von Koja nicht zu teilen. Sie ist der M ei­
nung, daß sich Art. 105 Abs. 1 B.-VG. nicht 
auf P rivatrechtsangelegenheiten  bezieht, weil 
das IV. H auptstück der B undesverfassung nur 
die G esetzgebung und V ollziehung der Län­
der und dam it auch die V ertre tung  des Lan­
deshauptm annes nur in diesem  Rahm en regelt. 
Hinsichtlich der V ertre tung  des Landes außer­
halb der Vollziehung, also in Privatrechts­
angelegenheiten, besteh t bundesverfassungs­
gesetzlich keinerle i Bindung, so daß h ier der 
Landesgesetzgeber freie H and hat. Diese A us­
legung scheint auch bei K elsen — Froehlich — 
M erkl, Die Bundesverfassung vom  1. O ktober 
1920, S. 219, eine Stütze zu finden, w enn dort 
zu Art. 105 kom m entiert w ird: „Die im ersten  
A bsatz dem  Landeshauptm ann übertragene 
V ertretungsbefugnis beinhalte t vor allem, daß 
das Land dem Bunde, aber auch den anderen  
Ländern gegenüber durch den L andeshaupt­
m ann v e rtre ten  w ird. Eine V ertre tung  dem 
A uslande gegenüber kom m t se lbstverständ­
lich nicht in Betracht. Im übrigen  muß fest­
gestellt w erden, daß der erste Satz des Art. 105 
w egen seiner zu allgem einen Fassung nicht 
sehr glücklich form uliert ist." Es b esteh t somit 
nach A uffassung der Landesregierung keine 
V eranlassung, von der V ertre tung  des Landes
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durch die L andesregierung in A ngelegenheiten  
des Privatrechtes abzugehen.

Der zw eite Satz des b isherigen  Art. 37 soll 
im Hinblick darauf entfallen, daß die V erfas­
sung nicht durch innerorganisatorische V or­
schriften belaste t w erden  soll.

Zu Z. 53:
Der Ausdruck „genehm igt" w ird d ieser 

w ichtigen A ufgabe des Landtages w eder 
inhaltlich gerecht noch entspricht er der b is­
herigen Übung. Er soll daher durch das zutref­
fendere W orte „beschlossen" ersetzt w erden.

Zu Z. 54:
Diese Bestimmung ergibt sich folgerichtig 

aus der organisatorischen Trennung der Land­
tagskanzlei von der V erw altung der Landes­
regierung (vgl. den durch Z. 22 neugefaßten 
Art. 17 Abs. 2). Damit w ird eine A usnahm e 
von Art. 39 Abs. 1 L. V. geschaffen, wonach 
die Landesregierung das Landesverm ögen 
verw altet. Eine A usnahm e oder zum indest 
eine Einschränkung dieses G rundsatzes be­
inhalte t schon der derzeitige Abs. 4 des Art. 39 
L. V., wonach der Landtag durch Beschluß be­
stimmt, welche wichtigen V erfügungen der 
L andesregierung auf dem G ebiete der V er­
m ögensverw altung des Landes der Zustim ­
mung des Landtages bedürfen. Daß dem Land­
tag  solche A ufgaben übertragen  w erden  kön­
nen, w ird in den A usführungen zu Z. 10 b e­
gründet.

Zu Z. 55:
Diese U m reihung erg ib t sich aus der in 

Z. 54 vorgesehenen  Einfügung.

Zu Z. 56:
W ie bereits im allgem einen Teil des Be­

richtes erw ähnt w urde, sollen die tragenden  
G rundsätze der G em eindeautonom ie und der 
G em eindeorganisation in die L andesverfas­
sung übernom m en w erden. Dies soll in einem  
neuen V. A bschnitt geschehen.

Der Art. 40 sieht Bestim m ungen über den 
Bestand der G em einden vor und sank tion iert 
gew isserm aßen die §§ 1 und 5 Abs. 3 des 
G em eindegesetzes.

Im Art. 41 w ird im w esentlichen der § 2 
des G em eindegesetzes über Begriff und recht­
liche Stellung der G em einde übernom m en.

Durch Art. 42 w ird in Ü bereinstim m ung 
mit den §§ 15, 16 und 18 des G em eindegesetzes 
der W irkungsbereich der Gem einde in den 
A ngelegenheiten  der Landesvollziehung fest­
gelegt. Eine Berücksichtigung des eigenen 
W irkungsbereiches in Bundesvollziehungs­
angelegenheiten  und des der Gem einde vom 
Bund übertragenden  W irkungsbereiches ist 
w eder erforderlich noch angebracht. Der Abs. 2 
ergib t sich auf Grund des Art. 118 Abs. 2 letz­
ter Satz B.-VG., wonach die G esetze die A n­
gelegenheiten  des eigenen W irkungsbereiches 
der G em einde ausdrücklich als solche zu b e­
zeichnen haben. A llerdings muß der G eltungs­
beginn dieser Bestimmung mit dem  im § 5 
Abs. 3 der B undes-V erfassungsgesetznovelle 
1962 festgesetzten  Term in übereinstim m en, 
der durch das B undesverfassungsgesetz BGBl. 
Nr. 274/1968 auf den 31. Dezem ber 1969 v e r­
schoben w urde (vgl. Art. II Abs. 2).

Im Art. 43 über die O rganisation  der 
G em einde soll auch die Funktionsdauer der 
G em eindevertretung, die b isher nur in der 
G em eindew ahlordnung bestim m t ist, analog 
zur Funktionsdauer des Landtages (vgl. Art. 9 
Abs. 1 L. V.) verfassungsgesetzlich festgelegt 
werden.

M it dem Art. 44 soll die im G em einde­
gesetz (§§ 20 und 21) geschaffene Einrichtung 
der V olksabstim m ung und V olksbefragung in 
G em eindeangelegenheiten auf dem G ebiet der 
Landesvollziehung ih rer Bedeutung en tsp re­
chend in der L. V. veran k ert w erden.

Zu Artikel II:
Die Bestimmung des Abs. 1 über die Nicht­

geltung des Art. 3 L. V. über die Landes­
bürgerschaft ist auf Grund der derzeitigen 
V erfassungsrechtslage notw endig (vgl. die 
B em erkungen zu Z. 3).

Durch Abs. 2 w ird das Inkrafttre ten  des 
Art. 42 Abs. 2 L. V. mit dem  für die A npas­
sung der die verschiedenen G ebiete der 
V erw altung regelnden Rechtsvorschriften an 
Art. 118 Abs. 2 und 3 B.-VG. geltenden T er­
min gekoppelt (vgl. den Hinweis dazu in den 
A usführungen zu Z. 56).

Bregenz, am 17. D ezem ber 1968
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